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Die vorliegende Handreichung richtet sich an Schullei-
terinnen und Schulleiter, stellvertretende Schulleiterin-
nen und Schulleiter, Lehrkräfte, Personalräte und die 
Schulaufsicht. Sie ist in Zusammenarbeit zwischen dem 
Ministerium für Bildung und Wissenschaft des Landes 
Schleswig-Holstein (MBW), dem Institut für Qualitäts-
entwicklung an Schulen Schleswig-Holstein (IQSH) und 
Vertreterinnen und Vertretern verschiedener Schularten 
und Schulen entstanden, sie berücksichtigt das Gesamt-
konzept zur Personalentwicklung des Landes und soll 
Orientierung geben, Transparenz fördern sowie Unter-
stützung bieten. 

Das „Management von Heterogenität“, das heißt die 
erfolgreiche Wahrnehmung, Unterstützung und Förde-
rung der in der Schule tätigen Lehrkräfte, zählt zu den 
herausforderndsten Aufgaben von Schulleiterinnen und 
Schulleitern im Rahmen der Personalführung. Es um-
fasst alle Bereiche der fachlichen Zusammenarbeit und 
des persönlichen Umgangs, es bedingt das Lehren und 
Lernen im Unterricht und das Wohlbefi nden in und die 
Identifi kation mit der Schule insgesamt.

Die Anforderungen an Lehrkräfte werden von Vielen 
inzwischen als sehr komplex und  anspruchsvoll wahr-
genommen. Heterogene Klassen, Verwaltungsaufwand 
oder sich ändernde Vorgaben sind exemplarische Fak-
toren, die Einfl uss auf die einzelne Lehrkraft oder gar die 
gesamte Schulgemeinschaft ausüben können. 

Schulleiterinnen und Schulleitern kommt in diesem Kon-
text eine zentrale Rolle zu: Sie tragen Verantwortung 
für das Lehren und Lernen an ihrer Schule. Sie haben 
die Aufgabe, für möglichst gute Bedingungen für den 
Unterricht zu sorgen, das heißt einerseits, Schülerinnen 
und Schülern die Chance auf individuelle Förderung und 
das Erreichen bestmöglicher Lernergebnisse zu eröffnen, 
und andererseits, Lehrkräfte darin zu unterstützen, diese 
Ziele zu verwirklichen. 

Schulleiterinnen und Schulleiter tragen die Gesamtver-
antwortung für die Arbeit an ihrer Schule, für die dort täti-
gen Lehrkräfte und die ihnen anvertrauten Schülerinnen 
und Schüler, deren Lernergebnisse und damit Berufs- 
und Lebenschancen. 

Die Qualität der schulischen Arbeit hängt dabei wesent-
lich davon ab, inwieweit Lehrkräfte tatsächlich in der Lage 
sind, die Anforderungen, die an sie gestellt werden, zu 
erfüllen. Diese Handreichung beschäftigt sich daher be-

sonders mit der Frage, wie präventiv gehandelt werden 
kann und welche Handlungsoptionen bestehen, wenn 
Lehrkräfte Schwierigkeiten haben, den an sie gerichteten 
Auftrag zu erfüllen. Dieser Umstand kann vielschichtige 
Ursachen haben und sich auf unterschiedliche Weise 
manifestieren. Die Handreichung richtet den Blick nicht 
auf Krankheit oder Sucht1 als Ursache für Schwierigkeiten 
im unterrichtlichen Handeln. Sie konzentriert sich auf die 
Situationen, in denen aus anderen Gründen Handlungs-
bedarf erkannt wird. 

Im Folgenden wird ein spezifi scher Aspekt der Personal-
führung betrachtet; es werden Wege beschrieben, wie 
Lehrkräfte individuell unterstützt und gefördert werden 
können, wenn sie Schwierigkeiten im unterrichtlichen 
Handeln haben. Eine wichtige Voraussetzung für das Ge-
lingen eines solchen Prozesses ist der Mut, Schwierigkei-
ten zu thematisieren, Probleme anzugehen. Des Weiteren 
ist es ein offenes, vertrauensvolles Verhältnis zwischen 
Schulleiterin oder Schulleiter und Lehrkraft, welches 
Chancen zur Entwicklung einräumt. Die Handreichung 
nimmt Situationen in den Blick, in denen Schulleiterinnen 
oder Schulleiter Anzeichen für Schwierigkeiten im un-
terrichtlichen Handeln einer Lehrkraft wahrnehmen und 
diese – im Rahmen ihrer Fürsorge für die Lehrkraft, aber 
auch für die Schülerinnen und Schüler – nicht tabuisieren, 
sondern thematisieren.

Wenn Schwierigkeiten in der Schule, ganz konkret: im 
unterrichtlichen Handeln, auftreten, haben sie meist 
vielfältige Ursachen und vielfältige Auswirkungen auf 
das Lehren und Lernen an der Schule. Sie tangieren zum 
Beispiel die Unterrichtsatmosphäre, den unterrichtlichen 
Ablauf, die Lernergebnisse oder den Lernerfolg der 
Schülerinnen und Schüler, die Arbeitszufriedenheit und 
manchmal auch die Gesundheit der Kollegin oder des 
Kollegen. Schwierigkeiten im unterrichtlichen Handeln 
beeinfl ussen auch meist nicht nur die betroffene Lehr-
kraft oder eine Klasse, sondern strahlen in das gesamte 
System hinein. Deshalb müssen diese Schwierigkeiten 
wahr- und ernstgenommen werden. 

Die dieser Handreichung zugrundeliegende Annahme 
ist, dass Schwierigkeiten im unterrichtlichen Handeln 
gemeinsam überwunden werden können und dass eine 
Auseinandersetzung mit ihnen mehr Vor- als Nachteile 
birgt.

Die Inhalte der Handreichung sind aus der schulischen 
Praxis hervorgegangen und stützen sich auf Erkenntnisse 

I Vorwort

  1  Dienstvereinbarung „Hilfe für suchtgefährdete Lehrerinnen und Lehrer“ (NBI. MBWFK. Schl.-H. 2002 S. 393)
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und umfangreiche Erfahrungen von Schulleiterinnen und 
Schulleitern. Die Vorgaben und Empfehlungen tragen 
dem Bedürfnis von Schulleitungen nach klaren Rahmen-
vorgaben und nach effektiver Unterstützung Rechnung. 
Schulleitungen und betroffene Lehrkräfte arbeiten bei 
dem Umgang mit und bei der Überwindung von Schwie-
rigkeiten im unterrichtlichen Handeln eng zusammen und 
lösen die Probleme in den meisten Fällen direkt vor Ort. 
Darüber hinaus existieren vielfältige externe Unterstüt-
zungssysteme, auf die in der Handreichung hingewiesen 
wird. Ebenso wird hervorgehoben, wann die Einbindung 
der Schulaufsicht erforderlich ist.

Die folgenden Informationen sollen Schulleiterinnen 
und Schulleitern mehr Handlungssicherheit bieten. Die 
Darstellung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
Andere oder weitere Unterstützungsmöglichkeiten blei-
ben unbenommen.

Bei allen Handlungsschritten und Maßnahmen ist grund-
sätzlich zu bedenken, dass die Ursachen für Schwierig-
keiten im unterrichtlichen Handeln vielfältig sein können 
und in der Regel nicht nur allein bei den Lehrkräften zu 
suchen sind. Alle Akteure im System Schule sind mit in 
den Blick zu nehmen. Dies schließt auch die Rolle der 
Schulleiterinnen und Schulleiter ein.
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II Zusammenhang mit Konzepten zur Personalentwicklung, 
Führung und Prävention

1.  Personalentwicklung
Personalentwicklung zielt generell darauf ab, das Leis-
tungs- und Befähigungspotenzial von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern zu erkennen, zu erhalten und verwen-
dungs- und entwicklungsbezogen sowie unter Berück-
sichtigung der persönlichen Zielsetzung zu fördern.2 Für 
Schulleiterinnen und Schulleiter bedeutet dies, sich ein 
differenziertes Bild des Leistungs- und Befähigungspo-
tenzials der an der Schule tätigen Lehrkräfte zu machen, 
dieses Potenzial zum Wohle der Schule zu nutzen, es 
dauerhaft zu bewahren und weiter zu entwickeln. 

2.  Führung
Führung ist grundsätzlich die zielgerichtete, soziale 
Einfl ussnahme auf andere zur Erfüllung der gemein-
samen Aufgaben. Führung beinhaltet die Verantwortung 
für die Vereinbarung und Umsetzung von Arbeitszielen 
sowie für die Steuerung der Verfahrensabläufe und des 
Ressourcen einsatzes. Für Führungskräfte an Schulen 
bedeutet es, Kolleginnen und Kollegen zu leiten, sie zu 
begleiten und dabei zu unterstützen, ihren Lehrauftrag 
zu erfüllen. Es bedeutet darüber hinaus, ihre Stärken zu 
erkennen und zu fördern, ihre Schwächen wahrzunehmen 
und Wege zur Verbesserung aufzuzeigen. Es bedeutet 
auch, bei Erfolg positiv zu bestätigen und bei Misserfolg 
dazu zu befähigen, Probleme selbst zu erkennen und zu 
lösen, Fehler als Chance zu begreifen und gemeinsam 
nach tragfähigen Lösungen zu suchen.

3.  Prävention
Als Prävention bezeichnet man vorbeugende Maßnah-
men, Programme und Projekte, um ein unerwünschtes 
Ereignis oder eine unerwünschte Entwicklung zu vermei-
den. Ganz allgemein kann der Begriff als „vorausschauen-
de Problemvermeidung“ verstanden werden.

Schulleiterinnen und Schulleitern kann es gelingen, 
durch präventives Handeln Leistung und Engagement zu 
fördern und Schwierigkeiten zu vermeiden oder rasch zu 
erkennen. 

Beispiele für präventives Handeln von Schulleiterinnen 
und Schulleitern sind unter anderem 
• die fachliche und persönliche Wahrnehmung der Leis-

tung ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
• turnusmäßige Unterrichtseinblicke, 
• institutionalisierte Mitarbeitergespräche zu Leistungs-

potenzial und zu Entwicklungsperspektiven, 
• die Wahrnehmung von Belastung oder Leistungsver-

änderung, 
• die Delegation von Zuständigkeiten und Verantwort-

lichkeiten, 
• die Schaffung transparenter Abläufe und Kommuni-

kation, 
• die Förderung von Synergien, Teamgeist und kollegia-

lem Austausch. 

Anlassunabhängige Mitarbeitergespräche können dazu 
beitragen, Schwierigkeiten zu vermeiden. Sie sind ein 
probates Mittel für die Schulleiterin oder den Schulleiter, 
um sich frühzeitig einen Eindruck von der Leistungsfähig-
keit und -bereitschaft von Lehrkräften zu machen. Nicht 
alle Gespräche können dabei möglicherweise von der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter selbst geführt werden. 
Eine Delegation an die stellvertretende Schulleiterin / 
den stellvertretenden Schulleiter oder eine Abteilungs-
leiterin / einen Abteilungsleiter kommt grundsätzlich in 
Betracht3.

4.  Begleitende Entlastungsmaßnahmen/ 
Besonderheiten in der Probezeit

Bei festgestellter und entsprechend dokumentierter 
Sachverhaltslage kann zur Behebung der jeweiligen 
Schwierigkeiten eine Entlastung angezeigt sein. Diese 
kann in einer Abmilderung der konkreten Arbeitsbelas-
tung (zum Beipiel Klassenlehrerfunktion, Fachschafts-
leitung, Korrekturaufwand, Klassenfahrten), aber auch 
ausnahmsweise in einer vorübergehenden, angemesse-
nen Pfl ichtstundenermäßigung liegen. Letzteres kommt 
insbesondere dann in Betracht, wenn aufgrund der Fest-
stellung fachlicher Defi zite umfangreiche Fortbildungs-
maßnahmen oder Hospitationen erforderlich werden 
sollten. 

  2 § 2 Personalentwicklung; Landesverordnung über die Laufbahnen der Beamtinnen und Beamten in Schleswig-Holstein (Allge-
meine Laufbahnverordnung – ALVO) vom 19. Mai 2009: „Eignung, Befähigung und fachliche Leistung sind durch Personalent-
wicklungsmaßnahmen zu fördern. Personalentwicklung zielt darauf ab, das Leistungs- und Befähigungspotenzial aller Beam-
tinnen und Beamten zu erkennen, zu erhalten und verwendungs- und entwicklungsbezogen sowie unter Berücksichtigung der 
persönlichen Zielsetzungen zu fördern; dabei sollen die Ziele und Anforderungen sowie der Bedarf der Verwaltung mit den 
persönlichen Erwartungen in Einklang gebracht werden.“

 3 Runderlass vom 20. August 1985 (NBl. KM. Schl.-H. S. 229), zuletzt geändert durch Erlass vom 7. Januar 2002 (NBl. MBWFK. S. 9)
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Die Art und der Umfang der Entlastung werden zwischen 
der Schulleiterin oder dem Schulleiter, der zuständi-
gen Schulaufsicht und dem jeweiligen Personalreferat 
abgestimmt. Die zuständige Personalvertretung und die 
Gleichstellungsbeauftragte sowie gegebenenfalls die 
Schwerbehindertenvertretung werden beteiligt. Die Ent-
lastungsmaßnahme kann sich dabei auf die Lehrkraft mit 
Schwierigkeiten im unterrichtlichen Handeln beziehen, 
aber auch auf die Lehrkraft, die möglicherweise unter-
stützend tätig wird. Entsprechende Entlastungsmaßnah-
men sind zeitlich begrenzt. 

Wenn alle denkbaren schulinternen Problemlösungsan-
sätze – auch mit externer Unterstützung und Beratung 
– dokumentiert erschöpft sind und in einem Dienststel-
lenwechsel eine realistische Lösungsmöglichkeit besteht, 
kann im Einzelfall auch eine Abordnung oder Verset-
zung an eine andere Dienststelle in Betracht kommen. 
Dabei wäre darzustellen, warum in der Maßnahme eine 
Lösungsmöglichkeit gesehen wird. Idealtypisch besteht 
zudem ein entsprechender Fachbedarf an der aufneh-
menden Schule. Dies ist allerdings nicht unabdingbare 
Voraussetzung. 

Ist die Leistungseinschränkung dagegen dauerhaft und 
von erheblichem Umfang, wäre die Frage der (Teil-)
Dienstfähigkeit zu prüfen (vergleiche §§ 26, 27 BeamtStG 
in Verbindung mit § 41 LBG). Die Einschaltung einer Amts-
ärztin oder eines Amtsarztes erfolgt durch das zuständi-
ge Personalreferat.

Bei Lehrkräften in der dreijährigen laufbahnrechtlichen 
oder in der sechsmonatigen arbeitsrechtlichen Probezeit 
(vergleiche § 19 LBG oder § 2 Abs. 4 TV-L) wäre dagegen 
auch zu prüfen, ob wegen mangelnder Bewährung eine 
Entlassung aus dem Beamtenverhältnis oder die Kündi-
gung des Beschäftigtenverhältnisses in Betracht zu zie-
hen ist, wenn die Unterstützungsmaßnahmen im Rahmen 
der gebotenen Fürsorge nicht zum Erfolg führen. Auch 
für diese Prüfung sind die sorgfältige Dokumentation der 
festgestellten Defi zite und der erfolgten Maßnahmen zur 
Behebung der Mängel eine wichtige Voraussetzung für 
das weitere Verfahren im MBW.

Hierbei gilt es, bereits frühzeitig auf die Defi zite hinzu-
weisen, Gegenmaßnahmen zu ergreifen und dies – auch 
hinsichtlich des Erfolgs oder Misserfolgs – entsprechend 
aktenkundig zu machen. 
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III Umgang mit Schwierigkeiten: Handlungsschritte 

Die Schulleitung ist für die Qualität des Unterrichts 
mitverantwortlich. Es entspricht auch ihrer Pfl icht zur Für-
sorge gegenüber den Lehrkräften sowie den Schülerin-
nen und Schülern, diese Verantwortung wahrzunehmen. 
Deshalb hat die Schulleitung das Recht und die Pfl icht, 
das Problem als solches zu thematisieren und angemes-
sene Lösungsschritte aufzuzeigen. 

Im Folgenden wird der Fokus auf die Situationen gerich-
tet, in denen der Unterricht einer Lehrkraft längerfristig 
deutliche Defi zite aufweist. Dabei kann es sein, dass die 
betroffene Lehrkraft Schwierigkeiten beim Führen mehre-
rer Klassen hat oder die Schülerinnen und Schüler durch 
die Art und Weise des Unterrichtens keine adäquaten 
Lernfortschritte erzielen können oder sogar deutlich am 
Lernen gehindert sind. 

1.  Prämissen für den Umgang mit 
Schwierigkeiten von Lehrkräften im 
unterrichtlichen Handeln

• Jede Situation ist für sich zu betrachten. 
• Schwierigkeiten im unterrichtlichen Handeln können 

diverse Gründe haben. 
• Die in dieser Handreichung dargestellten Schritte 

und Hinweise sind Strukturen, die als Grundlage einer 
jeweils individuellen Strategie dienen. 

• Es ist grundsätzlich davon auszugehen, dass eine Ver-
besserung des Unterrichts möglich ist. 

• Die generelle Vorgehensweise bei Schwierigkeiten 
im unterrichtlichen Handeln ist allen Lehrkräften der 
Schule bekannt. 

• Der einzelne „Fall“ jedoch ist zunächst eine Angele-
genheit zwischen Schulleitung und betroffener Kolle-
gin oder betroffenem Kollegen, gegebenenfalls der 
Schulaufsicht. 

• Auf Wunsch der oder des Betroffenen kann der örtliche 
Personalrat zu jeder Zeit einbezogen werden. Die 
Schulleiterin / Der Schulleiter weist darauf zu einem 
frühen Zeitpunkt hin.4

• Auf Wunsch der oder des Betroffenen kann die örtliche 
Gleichstellungsbeauftragte zu jeder Zeit einbezogen 
werden. Die Schulleiterin / Der Schulleiter weist darauf 
zu einem frühen Zeitpunkt hin.

• Die Schwerbehindertenvertretung ist bei Lehrkräften 
mit Behinderung – gegebenenfalls bereits präventiv – 
einzubeziehen.

2.  Vorgehensweise
Die nachfolgend detailliert dargestellten Schritte bieten 
für die Schulleiterin oder den Schulleiter eine Orientie-
rung. Die ersten Schritte sind schulinterne Maßnahmen. 
Im weiteren Verlauf kann Unterstützung vom Institut für 
Qualitätsentwicklung an Schulen Schleswig-Holstein 
(IQSH), von der Schulaufsicht oder anderen Unterstüt-
zungssystemen (zum Beispiel Mediator, Coach) in An-
spruch genommen werden. 

Die Schulleiterin oder der Schulleiter steuert die Situation 
in den folgenden Schritten, die zunächst in der Übersicht, 
nachfolgend dann im Einzelnen dargestellt werden. Der 
örtliche Personalrat und die örtliche Gleichstellungsbe-
auftragte können auf Wunsch der oder des Betroffenen 
zu jeder Zeit eingebunden werden.

Übersicht:
2.1  Sachverhaltsaufklärung
• Identifi zieren der schwierigen unterrichtlichen Situatio-

nen und Gewinnen von belastbaren Informationen

2.2  Klärungsgespräch, gegebenenfalls (aber nicht 
zwangsläufi g) Dienstführungsgespräch

• Konfrontieren der Lehrkraft, Klären der Situation, 
Anbahnen einer Zielvereinbarung

2.3 Treffen einer Zielvereinbarung, gegebenenfalls
Anweisung von Maßnahmen5

• Planung oder Anweisung von Maßnahmen der Verän-
derung, einschließlich der Unterstützung durch Fortbil-
dung und Beratung sowie zeitlicher Ressourcen

2.4 Monitoring und Evaluation des Veränderungs-
prozesses

• Monitoring des Veränderungsprozesses durch die 
Schulleiterin oder den Schulleiter

• Evaluation der angestrebten Veränderung

2.5  Vereinbaren des weiteren Vorgehens
• Bei erfolgreicher Veränderung: positive Verstärkung 

der veränderten Verhaltens
• Bei Ausbleiben einer positiven Entwicklung: Planung 

des weiteren Vorgehens, Festlegung oder Anweisung 
weiterer Maßnahmen, Zeitplanung, gegebenenfalls 
Zurückgreifen auf weitere Unterstützungssysteme

 4 Auf die §§ 1, 9 und 49 MBG Schl.-H. sei hingewiesen (vergleiche Rechtsquellen im Anhang); gegebenenfalls Schwerbehinderten-
vertretung und Gleichstellungsbeauftragte (vergleiche § 20 GstG) einbinden.

 5 In Abstimmung mit der Schulaufsicht. Maßnahmen im Sinne des § 51 MBG Schl.-H. unterliegen der Mitbestimmung des örtlichen 
Personalrates. Auf § 49 MBG Schl.-H. wird ebenfalls hingewiesen (vergleiche Rechtsquellen im Anhang). Schwerbehindertenver-
tretung und Gleichstellungsbeauftragte haben gegebenenfalls ebenfalls Beteiligungsrechte.
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Detaillierte Darstellung:
2.1  Sachverhaltsaufklärung
2.1.1 Schwierigkeiten identifi zieren 
Wenn Lehrkräfte im unterrichtlichen Handeln Schwie-
rigkeiten oder Klassen mit dem Unterricht der Lehrkraft 
Probleme haben, geht es für die Schulleitung zunächst 
darum, sich ein umfassendes Bild der Situation zu ma-
chen. In der Regel gibt es Anhaltspunkte, die eine erhöhte 
Aufmerksamkeit und ein aktives Handeln der Schulleitung 
erfordern. Dabei ist davon auszugehen, dass möglicher-
weise dann Schwierigkeiten vorliegen, wenn mehrere 
der nachfolgend exemplarisch aufgeführten Indikatoren 
häufi g oder gehäuft auftreten, wie zum Beispiel:

im Bereich der fachlichen Diensterfüllung:
• fachliche Defi zite der Lehrkraft
• fachdidaktische Defi zite der Lehrkraft
• unangemessen große oder zu niedrige Anspruchshöhe
• geringer Lernerfolg der Schülerinnen und Schüler
• eingeschränktes Fördern und Fordern der Schülerin-

nen und Schüler
• Hinwegsetzen über Vorgaben (wie zum Beispiel

Fachanforderungen)
• intransparente und ungerechte Behandlung oder Be-

wertung von Schülerinnen und Schülern

im Bereich der persönlichen Diensterfüllung:
• Nicht-Erfüllung der Dienstpfl icht6 (Dienstpfl icht: zum 

Beispiel Verschwiegenheitspfl icht, Neutralitätspfl icht, 
Loyalität zum Dienstherrn, Obhuts- und Informations-
pfl ichten, Teilnahme an verpfl ichtenden Veranstaltun-
gen, Pünktlichkeit, Wahrnehmung von Aufsichten etc.) 
oder der arbeitsvertraglich geschuldeten Pfl ichten7

• zunehmendes Auftreten von Unregelmäßigkeiten 
(zum Beispiel Verspätung8 zu Beginn des Unterrichts, 
verfrühtes Beenden des Unterrichts9, unentschuldigtes 
Fernbleiben vom Unterricht, Unzuverlässigkeit im 

 Einreichen von Dokumenten (zum Beispiel Notenlisten), 
verspätete Rückgabe von Klassenarbeiten, etc.)

• wiederholte Notwendigkeit des Führens von Konfl ikt- 
oder Moderationsgesprächen zwischen Schülerinnen 
und Schülern, Eltern, Koordinatoren und Lehrkraft

• regelmäßiges Fehlen an bestimmten Tagen oder zu 
bestimmten Anlässen, wie zum Beispiel nach umfang-
reicheren Klausuren 

• Verweigerung der Zusammenarbeit mit anderen Kolle-
ginnen und Kollegen

• Nichteinhalten von Fachschaftsbeschlüssen
• Unzuverlässigkeit bei der Erledigung von Aufgaben
• Erkrankung nach Ankündigung im Zusammenhang mit 

besonderen Anforderungen10

• Verstoß gegen die Schulordnung
• Abbruch der Kommunikation mit der Schulleitung 

(Verweigerung).

Bei der Sachverhaltsaufklärung geht die Schulleiterin oder 
der Schulleiter umsichtig vor und hinterfragt den Sachver-
halt selbstkritisch. Die Schulleiterin oder der Schulleiter 
nimmt die betreffende Lehrkraft dabei im Spannungsfeld 
Schule insgesamt wahr, überprüft Rollen, Funktionen und 
Zuständigkeiten an der Schule. Sie oder er schließt das 
Vorliegen von Krankheit11 oder Sucht12 aus. Die Schul-
leiterin oder der Schulleiter überprüft ihre oder seine 
Wahrnehmung der Lehrkraft. Unter Umständen greift die 
Schulleiterin oder der Schulleiter bereits in diesem Stadi-
um auf externe Hilfe (vergleiche 2.3.2) zurück.

Die Schulleiterin oder der Schulleiter handelt nicht, wenn 
nur punktuelle und gar einmalige Indikatoren sichtbar 
sind, die für sich genommen kein Dienstvergehen oder 
keine Verletzung arbeitsrechtlicher Pfl ichten darstellen. 

 6  Beamtenrechtliche Rechtsgrundlage: § 34 Beamtenstatusgesetz (BeamtStG); Wahrnehmung der Aufgaben, Verhalten: „Beamtin-
nen und Beamte haben sich mit vollem persönlichem Einsatz ihrem Beruf zu widmen. Sie haben die übertragenen Aufgaben un-
eigennützig nach bestem Gewissen wahrzunehmen. Ihr Verhalten muss der Achtung und dem Vertrauen gerecht werden, die ihr 
Beruf erfordert.“  § 47 BeamtStG; Nichterfüllung von Pfl ichten: „(1) Beamtinnen und Beamte begehen ein Dienstvergehen, wenn 
sie schuldhaft die ihnen obliegenden Pfl ichten verletzen. Ein Verhalten außerhalb des Dienstes ist nur dann ein Dienstvergehen, 
wenn es nach den Umständen des Einzelfalls in besonderem Maße geeignet ist, das Vertrauen in einer für ihr Amt bedeutsamen 
Weise zu beeinträchtigen.“

 7  Für tarifl ich Beschäftigte gelten die entsprechenden arbeitsrechtlichen Bestimmungen, vergleiche zum Beispiel § 3 Tarifvertrag 
für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L).

 8  Dies wäre gegebenenfalls auch zu ahnden; Prüfung der Einbehaltung der Dienstbezüge oder des Entgelts, Disziplinarverfahren 
oder Abmahnung durch das Bildungsministerium.

 9  Dies wäre gegebenenfalls auch zu ahnden; Prüfung der Einbehaltung der Dienstbezüge oder des Entgelts, Disziplinarverfahren 
oder Abmahnung durch das Bildungsministerium.

 10  Dies stellt ein schwerwiegendes Dienstvergehen dar und kann bei Tarifbeschäftigten zur Abmahnung oder zur fristlosen Kündi-
gung führen.

 11 Hier wäre das weitere Vorgehen mit dem zuständigen Personalreferat im Bildungsministerium abzustimmen.
 12 Für das weitere Vorgehen siehe Dienstvereinbarung „Hilfe für suchtgefährdete Lehrerinnen und Lehrer“ (NBI. MBWFK. Schl.-H. 

2002 S. 393).
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2.1.2 Einholen und Analysieren weiterer Informationen
Wenn sich die Vermutung bestätigt, dass die Lehrkraft 
besondere Schwierigkeiten im unterrichtlichen Handeln 
hat, dann
• informiert die Schulleiterin oder der Schulleiter die 

Lehrkraft, dass sie oder er dieses Problem prüfen wird,
• werden weitere relevante Informationen zusammenge-

tragen, die das Problem mit aussagekräftigen Daten 
umreißen; dazu gehören zum Beispiel die Hospitation 
von Unterrichtsstunden, bei der gegebenenfalls die 
Fachleiterin oder der Fachleiter beteiligt wird, die 
Einsichtnahme in Klassenarbeiten oder die Vorlage von 
Unterrichtsentwürfen. 

Vorgehen bei der Prüfung der Informationen; mögliche 
Fragestellungen:
• Welche Stärken oder Schwächen des Lehrverhaltens 

sind erkennbar? 
• Im Falle von Schwächen: Wie hoch ist das Ausmaß? 

In welchen Bereichen sind diese anzusiedeln (didak-
tisch, fachlich, methodisch, atmosphärisch)?

• Wie schwer wiegen die Schwierigkeiten oder Defi zite 
oder das Fehlverhalten?

• Wie ist das Leistungsbild der Schülerinnen und Schüler?
• Wie sind die Leistungsanforderungen der Lehrkraft 

einzuschätzen?
• Inwieweit fördert oder behindert die Unterrichtsgestal-

tung das Lernen der Schülerinnen und Schüler?
• Gibt es tragfähige Rechtfertigungsgründe für die be-

sondere unterrichtliche Situation?

Weiteres Vorgehen:
Die Schulleiterin oder der Schulleiter trägt die Informatio-
nen zusammen und analysiert sie. Dabei werden beson-
ders relevante Informationen in einen Zusammenhang 
gebracht, um ein genaues Bild zu bekommen, um Vermu-
tungen zu bestätigen, zu konkretisieren beziehungsweise 
zu relativieren. Das Ergebnis wird der Lehrkraft eröffnet 
und sie erhält die Möglichkeit zur Stellungnahme.

Insgesamt gilt:
Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat das Recht und 
die Pfl icht, Informationen einzuholen und festzuhalten. 
Beim Zusammenstellen von Informationen gilt es, mit 
Umsicht zu agieren. Es müssen stets mehrere Anhalts-
punkte für Schwierigkeiten in den Blick genommen und 
Aussagen Dritter geprüft werden. Die Schulleiterin oder 
der Schulleiter trägt die Verantwortung für die ordnungs-
gemäße Dokumentation der Informationen.

2.2  Klärungsgespräch; gegebenenfalls (aber nicht 
zwangsläufi g) Dienstführungsgespräch

Abgrenzung zum Mitarbeitergespräch:
Das hier intendierte anlassbezogene Klärungsgespräch 
ist vom anlassunabhängigen Mitarbeitergespräch zu 
unterscheiden. 

Das Mitarbeitergespräch ist eine regelmäßige Einrich-
tung an Schulen (gemäß Erlass vom 16. September 2002). 
Es ist verpfl ichtend, fi ndet grundsätzlich als vertrauliches 
Vier-Augen-Gespräch statt und trägt dazu bei, das Perso-
nalentwicklungsziele mit der Lehrkraft abzustimmen, die 
Lehrkraft gezielter zu fördern, die gemeinsamen Arbeits-
bedingungen zu verbessern oder etwaigen Schwierigkei-
ten der Lehrkraft (fachliche, persönliche, disziplinarische) 
vorbeugend zu begegnen.

Das hier nachstehend skizzierte Klärungsgespräch 
erfolgt anlassbezogen. Anlass sind die konkret aufge-
tretenen Schwierigkeiten der Lehrkraft. Ein Klärungsge-
spräch kann grundsätzlich immer zwischen Lehrkraft und 
Schulleiterin oder Schulleiter geführt werden. Es bedarf 
keiner förmlichen Einladung und muss nicht protokolliert 
werden. Eine rechtzeitige mündliche oder schriftliche 
Einladung mit Nennung des Gesprächsanlasses und 
eine Protokollführung sind jedoch empfehlenswert. Das 
Klärungsgespräch kann durch Dreieckscoaching (Ange-
bot des IQSH) unterstützt werden. Zulässig ist auch die 
Teilnahme einer Person des Vertrauens der Lehrkraft, 
gegebenenfalls auch aus dem Personalrat.

Vorgehensweise beim Klärungsgespräch:
Beschreiben des Verhaltens, das Anlass zu erhöhter 
Aufmerksamkeit oder Beanstandung gibt
Die Funktion des Gespräches ist es, dass die Schulleite-
rin oder der Schulleiter und die betroffene Lehrkraft das 
gleiche Bild von den Merkmalen der schwierigen unter-
richtlichen Situation haben (oder ihre Bilder abgleichen). 
Die Schulleiterin oder der Schulleiter stellt Merkmale und 
Zusammenhänge dar. Danach hat die Lehrkraft Gelegen-
heit, sich dazu mündlich oder schriftlich, gegebenenfalls 
auch nach Beratung, zu äußern (Hinweis: Es besteht kein 
Äußerungszwang.). 

Für das Gespräch ist es an dieser Stelle bedeutsam, dass 
es zunächst nur um die genaue Darstellung und Benen-
nung des Problems geht. Die Reaktion der Lehrkraft kann 
dabei unterschiedlich sein:
• Sie teilt die Beschreibung und kann diese durch eigene 

Erkenntnisse, Erfahrungen oder Eindrücke ergänzen.
• Sie teilt die Beschreibung nicht. Es erfolgt eine Konkre-

tisierung durch die Schulleiterin oder den Schulleiter.
• Sie begründet die eigene Sicht. (Zu diesem Zeitpunkt 

nimmt die Schulleiterin oder der Schulleiter die Argu-



11

mente zur Kenntnis. Eine eingehende Erörterung fi ndet 
an dieser Stelle nicht statt.)

Analysieren von Ursachen
Des Weiteren werden die Ursachen und kontextualen 
Zusammenhänge für die Probleme besprochen. Dabei 
werden die Ursachen und Kontexte, die einen Ansatz-
punkt für verändertes Lehrverhalten bieten, in besonde-
rer Weise identifi ziert und thematisiert. 

Stellungnahme der Lehrkraft
Hier erhält die Lehrkraft Gelegenheit, ihre Sicht auf das 
Problem darzustellen, Hintergründe oder Ursachen zu 
benennen, Einsicht zu zeigen, eine Verbesserung in 
Aussicht zu stellen und Kooperationsbereitschaft zu sig-
nalisieren. Es ist ebenso möglich, dass die Lehrkraft sich 
nicht äußern möchte, das Fehlverhalten verteidigt oder 
die Schuld bei anderen sucht. 

Festhalten des Ergebnisses
Die Stellungnahme der Schulleiterin oder des Schulleiters 
und gegebenenfalls der Lehrkraft wird schriftlich festge-
halten, gegebenenfalls im Protokoll aufgenommen.

Formulierung des Veränderungsbegehrens
Mit diesem Schritt erhält die Kollegin oder der Kollege 
eine inhaltlich klare und begründete Veränderungsauf-
forderung13. Dabei benennt die Schulleiterin oder der 
Schulleiter den Punkt oder die Punkte, der oder die im 
Unterricht zu verbessern ist oder sind. 

Für die Auswahl des Veränderungsschwerpunktes oder 
der Veränderungsschwerpunkte sind die folgenden Krite-
rien relevant:
• Die Situation ist durch das Tun der betreffenden Lehr-

kraft generell verbesserbar. 
• Durch die Veränderung in diesem Bereich ist davon 

auszugehen, dass das unterrichtliche Handeln deutlich 
besser wird. 

• Es ist möglich, einen zeitnahen Erfolg sichtbar werden 
zu lassen. 

Die Veränderungsforderung wird durch die Schulleitung 
begründet. Den Begründungszusammenhang bieten 
Leistungsmaßstäbe und Qualitätsstandards für Unter-
richt, die in der Schule kommuniziert und in verschiede-
nen Dokumenten hinterlegt sind (zum Beispiel Curricula, 
schulinterne Absprachen, Kriterien und Ergebnisse von 
Leistungsmessungen).

Danach bekommt die Lehrkraft die Möglichkeit des Nach-
fragens, Ergänzens und Kommentierens.

Im Zusammenhang mit der Konfrontation kann es zu 
unterschiedlichen Einschätzungen bei Schulleiterin oder 
Schulleiter und Lehrkraft kommen, bis hin zu Vorwürfen 
des Mobbings gegen die Leiterin oder den Leiter. In der 
Regel kommt es in solchen Fällen dann auch zu keiner 
einvernehmlichen Vereinbarung von Zielen und Maßnah-
men. Aus diesem Grunde ist dies ein Zeitpunkt, an dem 
die Einbindung der Schulaufsicht notwendig werden 
kann. 

Vorgehensweise beim Dienstführungsgespräch:
In den Fällen, in denen mehrere Schwierigkeiten gehäuft 
oder häufi g und nachhaltig im Unterricht einer Lehrkraft 
auftreten (siehe 2.1 Sachverhaltsaufklärung), wird angera-
ten, ein Dienstführungsgespräch durchzuführen. 
Für dieses gelten folgende Hinweise:
• Die Schulleiterin oder der Schulleiter lädt die Lehrkraft 

zu dem Dienstführungsgespräch ein (rechtzeitige Ein-
ladung, Benennung des Anlasses).

• Das Gespräch wird – möglichst von einer dritten Per-
son – protokolliert. 

• Die Teilnahme eines Rechtsbeistands ist zulässig. 
• Das Dienstführungsgespräch ist nicht normiert. Es wird 

empfohlen, die Vorgehensweise des Klärungsgesprä-
ches zu wählen.

• Das Gespräch kann in zwei Teile getrennt, jedoch 
zeitnah durchgeführt werden, wenn eine besondere 
Belastung vorliegt. 
Teil 1: Klärung des Sachverhalts und Konfrontation
Teil 2: Vereinbarung von Zielen und der Planung von 
Maßnahmen

• Die Lehrkraft erhält das Protokoll und kann dazu Stel-
lung nehmen.

• Das Protokoll wird zur Personalakte der Lehrkraft im 
Ministerium für Bildung und Wissenschaft genommen. 
In der Schule verbleibt in der Personalhilfsakte eine Ko-
pie. Die Lehrkraft wird hierauf zu Beginn des Gesprächs 
hingewiesen.

2.3  Treffen einer Zielvereinbarung und Festlegung von 
Maßnahmen 

Dieser Schritt dient als Klarstellung für beide Seiten, wel-
che Veränderung zu welchem Zeitpunkt sichtbar sein soll. 
Außerdem wird die Lehrkraft unterstützt, eine Strategie 
zu entwickeln, um diese Weiterentwicklung durch ihr Tun 
herbeizuführen. 

 13 Die Veränderungsaufforderung kann der Mitbestimmung des örtlichen Personalrates unterliegen (vergleiche §§ 51 ff. MBG 
Schl.-H.). Schwerbehindertenvertretung und Gleichstellungsbeauftragte haben gegebenenfalls ebenfalls Beteiligungsrechte. 
Hierzu berät die zuständige Schulaufsicht, gegebenenfalls in Abstimmung mit dem zuständigen Personalreferat.
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Mit dem Ziel oder den Zielen wird beschrieben, welcher 
Zustand im Unterricht in welchem Maß zu einem be-
stimmten Zeitpunkt erreicht sein soll. Konkrete Maßnah-
men werden dann in einem Plan verankert.

Maßnahmen können zum Beispiel die folgenden sein:
• Teilnahme an spezifi schen in diesem Zusammenhang 

dienstlich erforderlichen Fortbildungen einschließlich 
Nachbesprechung (Transfersicherung)14

• Beratung
• Coaching
• Hospitation bei anderen Kolleginnen und Kollegen
• gemeinsame Unterrichtsplanung mit Kolleginnen und 

Kollegen
• regelmäßige Vorlage von Unterrichtsentwürfen bei der 

Schulleiterin oder dem Schulleiter
• Durchführung einer schulinternen Zweitkorrektur bei 

Klassenarbeiten
• Refl exion und Evaluation des eigenen Unterrichts 

(Schülerbefragung, Hospitation durch andere Kollegen, 
Videoaufnahmen und deren Besprechung mit Exper-
ten / Kollegen, vergleichende Leistungserhebungen)

• weitere Gespräche mit der Schulleitung.

Sämtliche Maßnahmen können gegebenenfalls auch 
angewiesen werden (von der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter oder von der Schulaufsicht). Die Maßnahmen 
können dabei zunächst auf schulinterner Ebene bleiben, 
sofern ein Vertrauensverhältnis innerhalb des Kollegi-
ums besteht, das entsprechende Maßnahmen möglich 
erscheinen lässt. Alternativ oder ergänzend können auch 
externe Unterstützungsleistungen genutzt werden. 

2.3.1 Mögliche schulinterne Unterstützungsleistungen
• regelmäßiger und systematischer Austausch mit Kolle-

ginnen und Kollegen mit unterstützender Ausbildung 
(Beratungslehrkraft, Schulsozialpädagoge/in, …)

• Unterrichtshospitationen bei und von Kolleginnen oder 
Kollegen

• gemeinsame Planung und Refl exion von Unterrichtsein-
heiten

• Aufnehmen und Besprechen von Videografi en
• Erprobung veränderter unterrichtlicher Vorgehens-

weisen.

2.3.2 Mögliche externe Unterstützungsleistungen
• Fortbildungsveranstaltungen im Fach:

Über das Buchungssystem des IQSH (http:formix.info) 
können sich Lehrkräfte Informationen über Fortbil-
dungen einholen. Lehrkräfte können in Abstimmung 
mit der Schulleiterin / dem Schulleiter fachspezifi sch 
zwischen Terminveranstaltungen, Zertifi katskursen 

und Arbeitskreisen wählen. Lehrkräfte können sich hier 
informieren und nach Absprache mit der Schulleiterin 
und dem Schulleiter auch direkt anmelden. 

• Fächer- und Themenportal (http://www.faecher.lern-
netz.de/faecherportal/):
Hier sind unterstützende Unterrichtsmaterialien und 
Ansprechpartner zu fi nden. 

• Lehrertraining:
In diesem Fortbildungsangebot wird das methodische 
Lehrerhandeln in den Fokus gestellt. Lehrkräfte er-
halten in diesem Training die Möglichkeit, ihre indivi-
duellen Lehrfertigkeiten weiter zu entwickeln. In den 
Veranstaltungen üben die Lehrkräfte unterstützendes 
Lehrverhalten, refl ektieren dieses und bekommen indi-
viduelles Feedback auf Ausführung und Wirkung
(www.faecher.lernnetz.de ). 

• Coaching:
Dreieckscoaching: Das Dreieckscoaching fi ndet auf An-
forderung des Vorgesetzten statt. Bei dieser Form des 
Coachings wird neben Coach und Coachee auch die 
oder der Vorgesetzte des Coachee als Auftraggeber in 
den Coaching-Prozess mit einbezogen. Anfragen sind 
an das IQSH zu richten.
Coaching: Coaching begleitet wirksame, erfolgreiche 
Arbeit. Im Sinne der „Hilfe zur Selbsthilfe“ werden im 
Coaching unter anderem verdeckte Ressourcen er-
kannt, benannt und damit nutzbar gemacht. Anfragen 
sind an das IQSH zu richten.
Didaktisches Coaching: Hier handelt es sich um eine 
individuelle Begleitung der Lehrkraft direkt im Unter-
richt, bei der die Lehrkraft nach und auch während des 
Unterrichtes ganz konkrete Hinweise bekommt.

• Schulpsychologischer Dienst:
 Die Aufgaben des schulpsychologischen Dienstes sind 

vielfältig und dienen der  Unterstützung und Beratung 
der an Schule beteiligten Menschen. Schulpsychologin-
nen und Schulpsychologen sind dabei auf drei Ebenen 
tätig:
 – auf der schulischen Ebene für Lehrkräfte, Schülerin-

nen und Schüler,
 – auf der familiären Ebene für Eltern und Erziehungsbe-

rechtigte, 
 – auf der schulaufsichtlichen Ebene für das MBW und 

die Schulämter. 
 Die Arbeit des Schulpsychologischen Dienstes über-

schneidet sich dabei mit der Arbeit anderer beratender 
Berufsgruppen und Beratungsstellen. Das Besondere 
der schulpsychologischen Arbeit besteht hierbei im 
Zusammenwirken von direktem Schulbezug und fach-
licher Unabhängigkeit auf der Grundlage fundierten 
schulpsychologischen Wissens. 

 14  Reisekosten, die in diesem Zusammenhang entstehen, werden aufgrund genehmigter Fortbildung gewährt.
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2.4 Monitoring und Evaluation des Veränderungs-
prozesses

Es ist erforderlich, dass die Veränderungsprozesse 
beobachtet, begleitet und evaluiert werden. Die Schullei-
terin oder der Schulleiter verschafft sich regelmäßig ein 
aussagekräftiges Bild von der Leistung der Lehrkraft und 
dokumentiert und evaluiert ihre / seine Erkenntnisse.

Im Falle einer Verweigerung oder eines Ausbleibens 
von Veränderung kann die Einbindung der Schulaufsicht 
erforderlich sein.

2.5  Vereinbaren des weiteren Vorgehens
Im Falle einer erfolgreichen Veränderung der Arbeitswei-
se der betroffenen Lehrkraft sollten Maßnahmen abge-
sprochen werden, die das erwünschte Verhalten ver-
stärken. Mögliche Unterstützungssysteme sollten nicht 
frühzeitig abgebaut werden, um eine Verstetigung des 
Wunschverhaltens nicht zu behindern. Der Erfolg wird 
entsprechend dokumentiert.

Im Falle eines nicht veränderten Verhaltens sind erneut 
die Gründe zu analysieren. Sollten die vereinbarten Maß-
nahmen unverschuldet nicht erfolgreich gewesen sein, 
sind entsprechend neue Maßnahmen zu entwickeln. 
Sollte sich die Lehrkraft den vereinbarten Aufgaben gar 
nicht erst gestellt haben, ist eine Weisung durch die 
Schulleiterin oder den Schulleiter mit klarer zeitlicher 
Vorgabe nötig. Die Schulaufsicht ist einzubinden.

Bei Lehrkräften in der dreijährigen laufbahnrechtlichen 
oder in der sechsmonatigen arbeitsrechtlichen Probezeit 
(vergleiche § 19 LBG oder § 2 Abs. 4 TV-L) wäre auch zu 
prüfen, ob wegen mangelnder Bewährung eine Entlas-
sung aus dem Beamtenverhältnis oder die Kündigung 
des Beschäftigtenverhältnisses in Betracht zu ziehen ist, 
wenn die Unterstützungsmaßnahmen im Rahmen der 
gebotenen Fürsorge nicht zum Erfolg führen. Auch für 
diese Prüfung sind die sorgfältige Dokumentation der 
festgestellten Defi zite und der erfolgten Maßnahmen zur 
Behebung der Mängel eine wichtige Voraussetzung für 
das weitere Verfahren im MBW.

Hierbei gilt es, bereits frühzeitig auf die Defi zite hinzu-
weisen, Gegenmaßnahmen zu ergreifen und dies – auch 
hinsichtlich des Erfolgs oder Misserfolgs – entsprechend 
aktenkundig zu machen. 
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Sollten die oben genannten Maßnahmen aufgrund einer 
Verweigerungshaltung nicht zum Erfolg führen, kommen 
weitere Schritte in Betracht. 

Vorgehen
Eine genaue Analyse und Dokumentation des bis hierhin 
erreichten Sachstands ist unerlässlich. Das Verhalten 
der Lehrkraft ist unter Würdigung aller Aspekte zu be-
trachten. Dabei ist gegebenenfalls auch zu prüfen, ob 
Dienstpfl ichten möglicherweise nicht erfüllt oder verletzt 
worden sind. 

Defi zite im Bereich der fachlichen Diensterfüllung sind 
hier zum Beispiel:
• gravierende fachliche Defi zite
• Hinwegsetzen über fachliche Vorgaben
• zu hohes oder zu niedriges Anforderungsniveau
• intransparente, ungerechte oder fehlerhafte Leistungs-

bewertung.

Defi zite im Bereich der persönlichen Diensterfüllung sind 
hier zum Beispiel:
• Nichtbeachtung dienstlicher Anordnungen oder Wei-

sungen
• Nichterfüllung von dienstlichen oder arbeitsrechtlichen 

Pfl ichten
• Nichterfüllung der Fortbildungspfl icht.

Mit dem Ergebnis der Analyse und entsprechender 
Dokumentation erfolgt die Einbindung der zuständigen 
Schulaufsicht, mit der das weitere Vorgehen abzustim-
men ist. In Betracht kommen danach zum Beispiel folgen-
de Schritte:

• Anweisung konkreter Maßnahmen15

Für den Fall, dass es zu keiner einvernehmlichen Verein-
barung kommt, diese nicht eingehalten wird oder ein 
Erfolg der Maßnahme/n ausbleibt, hat die Schulleiterin 
oder der Schulleiter auch die Möglichkeit, konkrete 
Maßnahmen anzuweisen. Dies kann im Einzelfall auch 
durch die zuständige Schulaufsicht erfolgen.

• Mögliche Maßnahmen im Hinblick auf die fachliche 
Diensterfüllung:
 – Anordnung von Fortbildungen16

 – Verpfl ichtung zur Vorlage von Unterrichtsplanungen 

 – Verpfl ichtung zur Vorlage oder Zweitkorrektur von 
Klassenarbeiten 

 – Verpfl ichtung zur Herstellung von Transparenz bei 
Leistungsbewertung

 – Veranlassung einer Begleitung durch Fachschafts-
vorsitz oder eine andere geeignete Lehrkraft  im 
Unterricht (Entlastung gewähren)

 – Veranlassung eines anderen unterrichtlichen Ein-
satzes.

• Mögliche Maßnahmen im Hinblick auf die persönliche 
Diensterfüllung:
 – Verpfl ichtung der Lehrkraft zur Meldung bei der 

Schulleiterin oder dem Schulleiter vor Schulbeginn 
oder nach Dienstschluss in der Schule

 – Durchführung unangekündigter Unterrichtseinblicke 
oder -besuche

 – Verpfl ichtung zur schriftlichen Anzeige der Arbeits-
unfähigkeit oder Krankschreibung ab dem ersten Tag 
der Dienstunfähigkeit (Stufe 1: durch behandelnden 
Arzt, Stufe 2: durch Amtsarzt; Anordnung erfolgt 
durch das Personalreferat oder Schulamt)

 – Beteiligung der zuständigen Schulaufsicht (zum Bei-
spiel zur Führung eines Dienstführungsgesprächs)

 – bei Beamtinnen und Beamten: Abgabe über die zu-
ständige Schulaufsicht an das Disziplinarreferat (zur 
Prüfung eines Dienstvergehens und gegebenenfalls 
zur Einleitung eines Disziplinarverfahrens)

 – bei Tarifbeschäftigten: Abgabe über die zuständige 
Schulaufsicht an das zuständige Personalreferat (zur 
Prüfung einer etwaigen Verletzung arbeitsrechtlicher 
Pfl ichten).

Die oben genannten Maßnahmen sind nur dann zu 
ergreifen, wenn seitens der Lehrkraft kein Bemühen zu 
erkennen ist, die Situation durch eigenes Tun zu verbes-
sern. 

Der Zeitraum, der benötigt wird, um die Schwierigkeiten 
zu überwinden, kann dabei sehr unterschiedlich sein. 
Entwicklungen sollten jedoch nach spätestens einem 
halben Jahr sichtbar sein, und diese sollten dann positiv 
verstärkt und entsprechend dokumentiert werden. Der 
Erfolg der Maßnahme ist festzuhalten.

IV Weitere Schritte

 15 Hier ist zuvor der örtliche Personalrat zu beteiligen (vergleiche §§ 51 ff. MBG Schl.-H.). Schwerbehindertenvertretung und Gleich-
stellungsbeauftragte haben gegebenenfalls Beteiligungsrechte.

 16  Reisekosten werden aufgrund genehmigter Fortbildung gewährt. Mitbestimmung des örtlichen Personalrats nach den §§ 51 ff. 
MBG Schl.-H. erforderlich. Schwerbehindertenvertretung und Gleichstellungsbeauftragte haben gegebenenfalls ebenfalls Betei-
ligungsrechte. Rechtliche Beratung und Formulierungshilfe durch das zuständige Personalreferat im MBW möglich.



15

V Schlusswort

Personalführung und -entwicklung sind zentrale Anfor-
derungen an Schulleiterinnen und Schulleiter, Lehrkräfte 
zu führen und zu fördern ist ein wichtiger Baustein eines 
funktionierenden Systems des Lernens und Lehrens.

Die vorliegende Handreichung greift eine komplexe 
Thematik auf. Schwierigkeiten im Rahmen der Dienst-
erfüllung können auftreten und dürfen nicht tabuisiert 
werden. Sie stellen ein wesentliches Handlungsfeld 
schulischer Qualitätssicherung dar. In diesem Kontext 
bietet diese Handreichung zielführende Handlungsopti-
onen und Lösungsansätze. Viele der dabei aufgeführten 
Schritte oder Maßnahmen sind bereits bekannt an Schu-
len. Gleichwohl besteht das Bedürfnis nach mehr Sicher-
heit und einheitlichen Verfahrensweisen. Hierzu gibt die 
Handreichung eine verlässliche Orientierung. 

Die dargestellten Maßnahmen werden Wirkung entfalten. 
Denn Schwierigkeiten, die erkannt werden, können über-
wunden werden. Die Klärung einer Situation kann die 
Arbeitszufriedenheit erhöhen und bessere Leistungen 
bewirken. Grundvoraussetzung dabei ist eine positive 
Haltung, das heißt die Überzeugung, dass gemeinsam 
eine Verbesserung erreicht werden kann. 



16

Rechtsquellen

Schleswig-Holsteinisches Schulgesetz (SchulG)
§ 33 (2) Satz 3 SchulG:
Zu den Aufgaben der Schulleiterinnen oder Schulleiter 
gehören insbesondere die Fortentwicklung der Qualität 
schulischer Arbeit einschließlich der Personalführung und 
-entwicklung sowie die Kooperation mit der Schulauf-
sicht, dem Schulträger und den Partnern der Schule.

Gesetz zur Regelung des Statusrechts der
Beamtinnen und Beamten in den Ländern
(Beamtenstatusgesetz BeamtStG)

Landesbeamtengesetz (LBG)
§ 22 LBG
Personalentwicklung, Qualifi zierung und Fortbildung
Die berufl iche Entwicklung in der Laufbahn und der 
Aufstieg setzen eine entsprechende Qualifi zierung, 
insbesondere die erforderliche Fortbildung, voraus. Die 
Beamtinnen und Beamten sind verpfl ichtet, an der dienst-
lichen Fortbildung teilzunehmen und sich selbst fortzubil-
den. Der Dienstherr hat durch geeignete Maßnahmen für 
die Fortbildung der Beamtinnen und Beamten zu sorgen. 
Fortbildung und weitere Maßnahmen der Qualifi zierung 
können Bestandteil einer Personalentwicklung sein.

Mitbestimmungsgesetz (MBG Schl.-H.)

Vereinbarung nach § 59 Mitbestimmungsgesetz Schles-
wig-Holstein zur Personalentwicklung der Landesver-
waltung
Bekanntmachung des Innenministeriums - IV 134 - vom 
16. Dezember 1998, Amtsbl. Schl.-H. 1998 S. 1031, zuletzt 
geändert durch Bek. v. 20.4.2005 (Amtsbl. S. 469)

Landesdisziplinargesetz (LDG)

Gleichstellungsgesetz Schl.-H. (GstG)

Erlass „Personalentwicklung im Schulbereich“

Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder 
(TV-L)

Die genannten Rechtsquellen sind im Bildungsportal 
www.bildung.schleswig-holstein.de unter Schulrecht
zu fi nden

Broschüre
Zusammenarbeit, Förderung, Führung
Personalentwicklung: Mitarbeitergespräch
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Beamtenrechtliche Begriffe

Dienstleistungspfl icht der Beamtin / des Beamten
Die Dienstleistungspfl icht hat regelmäßig eine durch-
schnittliche Leistung zum Gegenstand. Unmögliches 
kann nicht gefordert werden (objektive Unmöglichkeit).

Pfl ichtwidrigkeit
Ein Versagen im Einzelfall ist erst als erheblich zu bewer-
ten, wenn es sich um eine erkennbare Widersetzlichkeit 
oder bewusste Gleichgültigkeit gegenüber einer gege-
benen Weisung handelt. Um ein nachlässiges Gesamtver-
halten als pfl ichtwidrig zu kennzeichnen, bedarf es einer 
Vielzahl gewichtiger Mängel in der Arbeitsweise.

Fürsorge
Bei der Fürsorgepfl icht handelt es sich um einen her-
gebrachten und zu beachtenden Grundsatz des Be-
rufsbeamtentums aus Art. 33 Abs. 5 Grundgesetz. § 45 
BeamtStG (Anspruch auf Fürsorge und Schutz) beinhaltet 
dabei eine Art „Generalklausel“, die den Dienstherrn 
(vorliegend das Land Schleswig-Holstein) bei allen 
Entscheidungen (im Besonderem bei Ermessensent-
scheidungen) verpfl ichtet, sich unter Ausschaltung aller 
sachfremden Einfl üsse lediglich von sachlichen Erwägun-
gen, von Gerechtigkeit und Wohlwollen leiten zu lassen. 
Der Anspruch auf Fürsorge und Schutz resultiert aus dem 
zwischen Beamtin / Beamten und Dienstherrn bestehen-
den Dienst- und Treueverhältnis.

Der Dienstherr hat aufgrund der ihm obliegenden Für-
sorgepfl icht für das Wohl der Beamtin / des Beamten und 
seiner Familie auch nach der Beendigung des Beamten-
verhältnisses zu sorgen; diese Pfl icht ist in Zusammen-
hang mit dem Alimentationsprinzip zu sehen und die 
Beamtin / den Beamten bei seiner amtlichen Tätigkeit 
und in seiner Stellung als Beamtin/Beamter zu schützen.

Fortbildungspfl icht der Beamtin / des Beamten
Die Beamtin oder der Beamte ist zur Fortbildung ver-
pfl ichtet, damit sie / er über die Anforderungen ihrer / 
seiner Laufbahn unterrichtet bleibt und auch steigenden 
Anforderungen ihres / seines Amtes gewachsen bleibt.
Die Pfl icht zur eigenen Fortbildung erstreckt sich auch 
auf die Notwendigkeit, neue technische Verfahren oder 
neue Didaktik zu erlernen und sich in diese Gebiete 
einzuarbeiten.

Weisungsgebundenheit der Beamtin / des Beamten
Nach § 35 BeamtStG (Weisungsgebundenheit) haben Be-
amtinnen und Beamte ihre Vorgesetzten zu beraten und 
zu unterstützen. Sie sind verpfl ichtet, deren (recht mäßige) 
dienstliche Anordnungen auszuführen und deren allge-
meine Richtlinien zu befolgen.

Nichterfüllung von Pfl ichten
Dienstvergehen / Disziplinarverfahren
Beamtinnen und Beamte begehen nach § 47 BeamtStG 
(Nichterfüllung von Pfl ichten) ein Dienstvergehen, wenn 
sie schuldhaft die ihnen obliegenden Pfl ichten verletzten. 
Förmliche Disziplinarmaßnahmen sind Verweis, Geldbu-
ße, Kürzung der Dienstbezüge, Zurückstufung, Entfer-
nung aus dem Beamtenverhältnis, Kürzung des Ruhege-
halts und Aberkennung des Ruhegehaltes. Welche dieser 
Maßnahmen ergriffen wird, hängt von der Schwere des 
Dienstvergehens ab.

Dienstführung
In der Regel (aber nicht zwingend) außerhalb und vor 
einem förmlichen Disziplinarverfahren liegen Dienstfüh-
rungsgespräch und Pfl ichtenmahnung als nicht förmliche 
Maßnahmen der/des Vorgesetzten.

Sämtliche Maßnahmen dienen der Verhaltensänderung 
und haben „Erziehungscharakter“. Ein persönliches „Er-
ziehungsdefi zit“ ist dann wahrscheinlich, wenn es wie-
derholt zu beobachten war und dadurch die Gefahr einer 
Wiederholung besteht.

Dienstunfähigkeit
Dienstunfähigkeit liegt beamtenrechtlich vor, wenn die 
Beamtin oder der Beamte wegen ihres / seines körperli-
chen Zustandes oder aus gesundheitlichen Gründen zur 
Erfüllung ihrer / seiner Dienstpfl ichten dauernd unfähig 
ist. Darunter fällt auch die „Schwäche ihrer oder seiner 
geistigen Kräfte“, wenn damit einhergeht, dass sie / er zur 
ordnungsgemäßen Erfüllung der Dienstpfl ichten nicht 
mehr in der Lage ist.

„dienstunfähig“
Von dem Begriff „dienstunfähig“ werden nicht nur akute 
Krankheiten, sondern zum Beispiel auch sonstige Gebre-
chen, zum Beispiel Altersabbau, erfasst. Erfasst werden 
nur irreparable Gesundheitsschäden, nicht jedoch allge-
meine Arbeitsunlust (vergleiche Summer, Zeitschrift für 
Beamtenrecht 2002, S. 145). 

Die „Schwäche der körperlichen und geistigen Kräfte“ 
müssen nicht auf Krankheiten im engeren Sinne zurückzu-
führen sein.

Für die Beurteilung der Dienstfähigkeit ist nicht allein 
auf die Person abzustellen, sondern es sind vielmehr die 
Auswirkungen des körperlichen Gebrechens oder des 
Gesundheitszustandes auf die Fähigkeit zur Erfüllung der 
ihr / ihm in ihrem / seinem funktionellen Amt obliegen-
den Dienstpfl ichten und damit auch die Auswirkungen 



18

auf den Dienstbetrieb entscheidend (Bundesverwal-
tungsgericht (BVerwG), Urteil vom 27. Februar 1992, Recht 
im Amt 1992, S. 302 f.).

Es kommt nicht allein und ausschlaggebend auf Art und 
Ausmaß der gesundheitlichen Beeinträchtigungen und 
den ärztlichen Befund an, sondern vielmehr darauf, ob 
die Beamtin oder der Beamte aufgrund seiner gesamten 
Konstitution zur Erfüllung ihrer / seiner Dienstpfl ichten 
dauernd unfähig ist.  Aus diesem Grund stellt die erfor-
derliche amtsärztliche Begutachtung nicht das einzige 
und allein ausschlaggebende Beweismittel für die Klä-
rung der Frage der Dienstfähigkeit dar (BVerwG, Be-
schluss vom 23. Januar 1989, Der Öffentliche Dienst 1989, 
S. 236 f., st. Rspr.).

„Schwäche der geistigen Kräfte“ kann auch in Fällen 
nervlicher oder seelischer Beeinträchtigungen gegeben 
sein, insbesondere bei einem Mangel an Willenskraft, 
Selbstbeherrschung oder Einsicht (Oberverwaltungsge-
richt Hamburg, Urteil vom 20. Juni 1988, Der Öffentliche 
Dienst, S. 211).

Verbot der Führung der Dienstgeschäfte
Für den Fall, dass zwingende dienstliche Gründe es vor-
übergehend erfordern, dass die Beamtin oder der Beam-
te keinen Dienst tut, kommt auch ein Verbot der Führung 
der Dienstgeschäfte in Betracht.

Durch diese Zwangsbeurlaubung, eine Maßnahme 
„dienstrechtlicher Gefahrenabwehr“ wird die Beamtin 
oder der Beamte vom Dienst entbunden, deren / des-
sen (weitere) Amtsausübung für die Allgemeinheit, den 
Dienstherrn oder die Beamtin / den Beamten selbst 
erhebliche Nachteile bereiten würde.  


